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Bezirk/Berlin – Mehr als 50 
lokale Initiativen trafen sich 
am 13. August zum ersten 
Berliner Kiezgipfel vor dem 
Roten Rathaus, um ihre For-
derungen im Berliner Wahl-
kampf lautstark zu formulie-
ren. 

Was als Initiative gegen 
Durchfahrtsverkehr in den 
Wohnvierteln angefangen 
hat, hat sich zu einer großen 
Bewegung gemausert. Die 
Demonstration begann im 

olympischen Stil mit dem Ein-
marsch der einzelnen Kiez-
initiativen. Im bunten Fah-
nenmeer wurde sichtbar, wie 
groß die Kiezblock-Bewegung 
in der Stadt ist. Changing Ci-
ties koordiniert die Bewegung 
für Kiezblocks in Berlin seit 
rund zwei Jahren. Die Bürger-
initiative für mehr Verkehrs-
beruhigung im Waldseeviertel 
ist Teil der Bewegung.

Die vier praxisorientierten 
Forderungen der Demonst-

rierenden richten sich direkt 
an die kommende Landes-
regierung: Mindestens zwei 
Kiezblocks (verkehrsberu-
higte Nachbarschaften) sol-
len pro Jahr und Bezirk um-
gesetzt werden.

Außerdem sollen zwei 
neue Stellen in der Bezirks-
verwaltung pro Bezirk für 
Kiezblocks geschaffen wer-
den. Ebenfalls geplant: ein 
Kiezblock-Leitfaden. „Die 
Kiezblock-Bewegung zeigt 

klar und deutlich, dass über-
all in Berlin verkehrsberu-
higte Nachbarschaften gefor-
dert werden. Ich hoffe sehr, 
dass in den kommenden Jah-
ren Schritt für Schritt mehr 
und mehr Kieze verkehrs-
beruhigt werden, damit die 
ganze Stadt lebenswerter 
wird“, hielt Michael Ortmann 
von der Initiative die Bürger-
initiative für mehr Verkehrs-
beruhigung in der Schildower 
Straße fest.  red

Beim ersten Berliner Kiezgipfel mit dabei: die Initiative Waldsee #Kiezblock. Foto:  privat

Zur großen Bewegung gemausert 
Mehr als 50 Initiativen fordern beim 1. Berliner Kiezgipfel eine nachhaltigere Stadt

Frohnau –  Der Bürger-
verein in der Gartenstadt 
Frohnau lädt für Don-
nerstag, 9. September, zu 
einer Online-Podiums-
diskussion anlässlich der 
Wahlen am 26. September 
ein. Die Veranstaltung fin-
det virtuell über das Portal 
„zoom“ statt. Unter dem 
Titel „Frohnau im Fokus“ 
stehen bei der Veranstal-
tung Schwerpunktthemen 
wie Zukunft der Mobilität, 
Stadtentwicklung und die  
Sicherung und Weiterent-
wicklung des Ortsteilzent-
rums auf der Agenda. 

Dazu eingeladen sind 
die Abgeordnetenhaus-
kandidatinnen und -kandi-
daten der Parteien, die in 
Fraktionsstärke im Berliner 
Landesparlament derzeit 
vertreten sind. Alle haben 
zugesagt.

Start ist um 19 Uhr. An-
meldungen bis spätestens 
8. September unter Wahl-
kreis-Frohnau-2021@on-
line.de. Danach werden die 
Zugangsdaten übermittelt. 
Weitere Informationen 
finden Interessierte unter 
www.frohnauer-buerger-
verein.com

Online- 
Wahldebatte

Die AfD Fraktion fordert: Wohnungsneubau stärken, Spekulation verhindern!

Unser Antrag in der Bezirksverordnetenversammlung für Reinickendorf:

Sachverhalt:

Seit Jahren ist der Bezirk Reinickendorf das Schlusslicht beim Wohnungsbau von allen Berliner Bezirken.
Investoren finden keine Übersicht geeigneter Flächen, Bauvorschriften werden oft zu kleinteilig und einschränkend für private Bauherren ausgelegt.
Der hervorragende kostenlose Mieterberatung droht im kommenden Doppelhaushalt die Mittelkürzung.

Beschlussvorschlag:
Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschließen:
  
Das Bezirksamt wird aufgefordert geeignete Flächen für Wohnungsneubau besser aufzubereiten und an mögliche Investoren, vorzugsweise 
Wohnungsbaugenossenschaften, heranzutragen. Dabei sollen Wälder und Parks, Kleingartenflächen und schützenswerte Bereiche geschützt werden, dafür 
Projekte wie die Überbauung der Autobahn A111 in Troglage, das Überbauen einstöckiger Supermarktflächen und eine behutsame Verdichtung von Flächen 
vorangebracht werden.

Privaten Hausbauern soll mehr und besser beim Stellen von Bauanträgen geholfen werden, beispielsweise beim Dachgeschossausbau, der Modernisierung mit 
PhotPhotovoltaikanlagen oder dem Wechsel der Heizungsart. Mietern muss durch eine Weiterführung der kostenlosen Mieterberatung geholfen werden, sich gegen 
Spekulanten und rechtswidrigen Mieterhöhungen zu wehren.

In besonders sensiblen Wohnlagen ist zu prüfen, ob die Verdrängung alteingesessener Anwohner durch Ausweisung von Milieuschutzgebieten vermieden 
werden kann.

Berlin.
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